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LVZ HEUTE

SPORT

Dresden (dpa). Dynamo Dresden schoss  
durch einen 2:1-Heimsieg im Montagsspiel 
der zweiten Fußball-Bundesliga den VfL Bo-
chum in eine handfeste Krise. Für Dynamo 
traf Muhamed Subasic doppelt.  Seite 23

Dynamo gewinnt 2:1

POLITIK

Halle (A. G.). Die Koalition will die in der 
Stasi-Unterlagen-Behörde beschäftigten frü-
heren Stasi-Mitarbeiter per Gesetz auf an-
dere Posten in der Bundesverwaltung ver-
setzen.  Seite 2/Kommentar Seite 3

Versetzung von Stasi-Leuten

WIRTSCHAFT

Leipzig (ade). Wichtigen Verkehrsprojek-
ten in Sachsen wie dem Neubau der Bun-
desstraße 87 droht das Aus, weil im In-
vestitionsrahmenplan des Bundes die 
Mittel fehlen.     Seite 7

Aus für Verkehrsprojekte

AUS ALLER WELT

Nairobi (dpa). Bei einem Brand an einer 
Pipeline in einem Slum in Kenias Haupt-
stadt Nairobi sind über 120 Menschen ums 
Leben gekommen. Offenbar führte ein Leck 
in der Pipeline zu dem Unglück.  Seite 28

Flammeninferno in Kenia

KULTUR

Leipzig (kfm). Die für die 
morgige Stadtratssitzung 
geplante Abstimmung 
über die Verlängerung 
des Vertrags von Cen-
traltheater-Intendant Se-
bastian Hartmann wird 
verschoben. Die Stadt-
spitze möchte zunächst 
die Ergebnisse einer Un-
tersuchung der Münch-
ner Beratungsfirma Acto-

ri abwarten, die Oberbürgermeister Burkhard 
Jung in Auftrag gegeben hat. Damit wird bis 
November gerechnet.   Seite 9

Abstimmung verschoben

Sebastian 
Hartmann
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er Es gibt Themen, über 
die kann man ganze Ro-
mane schreiben. Bei 
Griechenland und sei-
nem Schuldendrama ist 
das der Fall. In den ver-
gangenen Wochen und 
Monaten ist so viel dazu 
gesagt worden, dass 
nunmehr kaum neue, nicht bereits hin-
länglich erörterte Ansätze zu erwarten 
sind, um der Zwangslage Herr zu werden. 

So verkommt die Sache zu einer 
schlechten Fortsetzungsstory, mit faden 
Akteuren und wenig überraschenden Er-
eignissen. Dass Griechenland inzwischen 
unter einer Rezession ächzt, die Schulden 
nicht aus eigener Kraft tilgen kann und 
die Sparziele, mit Verlaub, nur in begrenz-
tem Maße umgesetzt werden – all das ist 
nicht neu. 

Neu hingegen ist die Haltung eines 
Teils der Bundesregierung. Er sieht eine 
Bankrotterklärung für das südeuropäische 
Land nun als eine Alternative an. Das 
gleicht einem Offenbarungseid von 
Schwarz-Gelb wie der gesamten Eurozone. 
Dieser Sinneswandel verdeutlicht einmal 
mehr, dass weder Athen noch die Krisen-
länder in Zukunft um einen radikalen 
Schuldenschnitt herumkommen. Aber 
auch hier gilt: Lieber eine Ende mit Schre-
cken, als ein Schrecken ohne Ende.

Nur mit einem sogenannten Haircut 
kann sich Athen von den überbordenden 
Lasten befreien und ein Umschwenken 
auf eine wachstumsorientierte Wirt-
schaftspolitik ermöglichen. Dies ist und 
bleibt die entscheidende Voraussetzung 
zur Lösung der Griechenland-Krise.

Für die Bundesrepublik als dem Haupt-
gläubiger und größten Nettozahler der Eu-
ropäischen Union dürften die harten, aber 
notwendigen Schritte inzwischen das ge-
ringere Übel sein. Denn die Deutschen 
werden sowieso einen Großteil des Gel-
des, das gen Süden gepumpt wurde, nicht 
wiedersehen. Egal, ob ein neuer Rettungs-
schirm im Bundestag verabschiedet wird 
oder nicht. 

Hierin widerspiegelt sich das ganze Di-
lemma der deutschen Politik. Sie ist von 
Anfang an durch eine relative Führungs-
schwäche geprägt. Statt mit einem trag-
fähigen Konzept zu punkten lebt sie von 
der Hand in den Mund. Reagieren statt 
Agieren ist in solchen Fällen meist die un-
kontrollierbare Folge. Deshalb ist es jetzt 
wichtiger denn je, diese Serie zu durch-
brechen, auch um Glaubwürdigkeit wieder 
aufzubauen. Es gilt, mit der OECD, dem 
IWF und der EU abgestimmte Maßnahmen 
vorzulegen, statt in Kakofonie zu verwei-
len und die Bürger weiter zu verunsichern. 
Die Zeiten der Spielereien sind vorbei, die 
Stunde der Wahrheit ist angebrochen. 

u.langer@lvz.de

Von Ulrich Langer
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Schwammkopf macht kirre
Studie: SpongeBob-Serie führt bei Kleinkindern zu Konzentrationsproblemen

Chicago/Leipzig (ks). Schlechte Noten 
für den Schwammkopf: Laut einer 
neuen Studie führt die auch in Deutsch-
land beliebte amerikanische Zeichen-
trickserie SpongeBob – zu deutsch 
Schwammkopf – bei Kindern zu 
 kurzzeitigen Lernproblemen und Auf-
merksamkeitsstörungen. Grund dafür 
seien die schnellen Schnitte in den 
Sendungen.

Konzentrations- und Lernprobleme 
könnten bei Vierjährigen schon auf-
treten, wenn die Kinder die Serie nur 
neun Minuten lang sehen, heißt es in 
der gestern in der US-Fachzeitschrift 
Pediatrics veröffentlichten Studie. Die 

Wissenschaftler hatten 60 
Kindern  entweder Spon-
geBob oder die ruhigere 
US-Zeichentrickserie Cail-
lou vorgeführt und danach 
psychologische Funktions-
tests durchgeführt. Die 
SpongeBob-Kinder schnit-
ten dabei deutlich schlech-
ter ab. Die Autoren der 
Studie erklärten jedoch, 
die Ergebnisse sollten 
vorsichtig interpretiert 
werden, weil nur ver-
hältnismäßig wenige 
Kinder teilgenommen 

hatten. Zudem 
sagte die Leite-

rin der Studie, die 
Psychologin Angeline 

Lillard, dass Sponge-
Bob nur ein Beispiel für 

zahlreiche ähnliche 
Serien sei und kei-

neswegs hervor-

gehoben werden sollte. So seien bei 
anderen Sendungen mit hohem Tempo 
ähnliche Auswirkungen auf Kinder 
festgestellt worden. Eltern müssten 
wissen, dass die Fähigkeit kleiner Kin-
der zur Selbstkontrolle nach dem An-
schauen der Sendungen beeinträchtigt 
sei. Wenn sich Kinder konzentrieren 
oder lernen sollen, dann würde sie sol-
che Sendungen in diesen Momenten 
nicht empfehlen.

Kritik an der Studie kam vom US-
Kindersender Nickelodeon. SpongeBob 
richte sich an Kinder zwischen sechs 
und elf Jahren, nicht an Vierjährige, 
sagte ein Sprecher.

LOKALES

Leipzig (jr). Auf der Alten 
Messe laufen Vorberei-
tungen für den 100. Ge-
burtstag an. Bis 2013 
soll die Infrastruktur auf 
dem 50 Hektar großen 
Areal weitgehend intakt 
sein, vor allem Straßen- 
und Kanalnetz moder-
nen Ansprüchen genü-
gen. Im Zusammenhang 
mit den Ansiedlungen 

der Haema AG und eines Porta-Möbelhau-
ses sollen dafür noch mal sechs Millionen 
Euro investiert werden, erklärt Gregor Bo-
gen, Sprecher der Interessengemeinschaft 
(IG) Alte Messe. Unter anderem entstehe 
eine weitere Zufahrt an der Philipp-Rosen-
thal-Straße. Zurzeit werde für 2,5 Millionen 
Euro die Puschstraße saniert. Seite 15

Alte Messe will zum
Jubiläumsjahr glänzen

Gregor
Bogen
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Folgen des Unwetters: In Cörmigk in Sachsen-Anhalt schaut Doreen Friese durch ein zer-
störtes Kinderzimmer-Fenster. Das Unwetter am Sonntagabend wütete vor allem im Salz-

landkreis, wo auch eine Frau von einem herabfallenden Dachziegel erschlagen wurde. In 
Westsachsen kam es zu Sachschäden.      Seiten 4, 15, 20 und 27 Foto: dpa

Schwere Schäden durch Unwetter in Mitteldeutschland

Klagen über Blitzer
und schlechte Autobahnen

Umfrage: Autofahrer lehnen Umweltzonen und Tempolimits ab
München/Leipzig. Autofahrer in 
Deutschland sind zunehmend genervt 
von sinnfreien Umweltzonen und Ra-
darkontrollen. Zudem lehnen sie Tem-
polimits auf Autobahnen ab und bleiben 
zurückhaltend beim Kauf von E-Mobi-
len. Das sind die Ergebnisse der bun-
desweiten Verkehrsumfrage des Auto-
mobil-Clubs Mobil in Deutschland.

Von OLAF MAJER

Deutschlands Autofahrer fühlen sich 
von der Politik schlecht behandelt, ob-
wohl sie jährlich 53 Milliarden Euro an 
Abgaben in den Bundeshaushalt 
spülen. Die Straßen seien in ei-
nem zu schlechten Zustand, Ra-
darkontrollen dienten nur der Ab-
zocke und Umweltzonen würden 
außer bürokratischem Aufwand 
nichts bringen, so die deutliche 
Mehrheitsmeinung der Umfrage 
von Mobil in Deutschland, an der 
sich 2238 Befragte beteiligten. 
Trotzdem bleibt das Auto für die 
klare Mehrheit das bevorzugte 
Fortbewegungsmittel.

„Obwohl man meinen müsste, dass das 
Fortbewegungsmittel Nr. 1 in Deutschland 
eine starke politische und gesellschaftliche 
Lobby hat, empfinden das die Verkehrs-
teilnehmer ganz und gar nicht so“, sagt 
Mobil-in-Deutschland-Chef Michael Ha-
berland. So würden 76 Prozent der Teil-
nehmer angeben, dass sie sich als Auto-
fahrer von der Politik nicht ausreichend 
vertreten fühlen, 75 Prozent meinen, dass 
sie viel bezahlen und nur wenig Gegen-
leistung dafür bekommen. Schlechte No-
ten von den Autofahrern bekommen vor 
allem die Grünen: 71 Prozent der Befrag-
ten glauben, dass die Grünen autofeind-

lich eingestellt seien. „Ein generelles Tem-
po 30 für Städte ist eben keine 
Wahlempfehlung“, so Haberland.

Der Zustand der Autobahnen liegt vie-
len Reisenden schwer im Magen: 64 be-
klagen marode Trassen. Dagegen lehnen 
weit über 80 Prozent Tempolimits ab. 

Aber auch Bahnreisende sind mit der 
Auto-Alternative alles andere als glück-
lich. „Das Bild ist katastrophal“, sagt Ha-
berland. So seien 60 Prozent der Befrag-
ten mit dem Preis-Leistungsverhältnis 
äußerst unzufrieden, ganze 17 Prozent 
sind zufrieden. Kein Wunder, dass Billig-
flieger der Bahn zunehmend Konkurrenz 

machen: Hier sind immerhin 29 
Prozent der Flugreisenden mit 
dem Preis-Leistungsverhältnis zu-
frieden, 22 Prozent sind es nicht, 
der Rest machte keine Angaben. 
„Die Ergebnisse sind ein deutli-
cher Denkzettel für die Verkehrs-
politik der Bundesregierung“, bi-
lanziert Haberland. „Die mächtige 
Wählergruppe der Autofahrer 
wird sträflichst vernachlässigt. 
Das wird auf Dauer nicht folgen-
los bleiben.“

Hormon-Rückgang – Väter werden ruhiger
Forscher weisen Zusammenhang zwischen Vaterschaft und sinkendem Testosteron-Spiegel nach

Evanston. Frisch gebackene Väter haben 
deutlich weniger Testosteron im Blut als 
vor der Geburt des Kindes. Eine Vater-
schaft könnte also womöglich zu einem 
Sinken des männlichen Geschlechtshor-
mons führen, schreiben US-Forscher über 
die Ergebnisse einer Langzeitstudie auf 
den Philippinen. Je mehr sich die Väter 
um ihren Nachwuchs kümmerten, desto 
weniger Testosteron wiesen die Forscher 
um Christopher Kuzawa im Blut der Män-

ner nach. Kuzawa von der Universität in 
Evanston (US-Staat Illinois) und seine 
Kollegen berichten über die Studie mit 
mehr als 600 jungen Männern im Fach-
journal Proceedings der Akademie der 
Wissenschaften der USA.

Auch vorangegangene Studien hatten 
bereits gezeigt, dass Väter niedrigere 
Werte des männlichen Geschlechtshor-
mons im Blut hatten als Single-Männer. 
Laut Kuzawa war jedoch bisher nicht ge-

klärt, ob die Vaterschaft das Testosteron 
unterdrückt oder ob Männer mit einem 
niedrigen Testosteronwert eher Nach-
wuchs bekommen als andere.

Nun zeigt die Langzeitstudie: Je höher 
der Testosteron-Spiegel der Männer zu 
 Beginn der Untersuchung war, desto 
 höher war auch die Wahrscheinlichkeit, 
später Vater zu werden. Dies legt den 
 Autoren zufolge nahe, dass das Hormon 
tatsächlich eine Rolle spielt bei der 

 erfolgreichen Suche nach einer Part-
nerin. 

Die Männer wurden jeweils in den Jah-
ren 2005 und 2009 untersucht, zu Beginn 
der Studie waren sie durchschnittlich 
21,5 Jahre alt. Während des Studienzeit-
raums ging ein Drittel der Männer eine 
feste Partnerschaft ein und bekam Nach-
wuchs. War das Kind da, sank der Testos-
teron-Spiegel im Blut sehr viel stärker als 
bei den Singles.  Christiane Löll

Euro-Krise

Insolvenz von
Griechenland nicht

ausgeschlossen
Berlin (mg/lin). In der Euro-Krise meh-
ren sich in Deutschland die Stimmen, die 
für eine Insolvenz Griechenlands oder 
gar einen Rauswurf des Landes aus der 
Euro-Zone plädieren. So fordert die CSU 
zur Euro-Stabilisierung als letztes Mittel 
den Ausschluss hoch verschuldeter Staa-
ten. Die Partei von Horst Seehofer stellt 
sich damit gegen die Position von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU). Uni-
onsfraktionschef Volker Kauder (CDU) 
bekräftigte hingegen, dass ein Rauswurf 
Griechenlands aus der Währungsunion 
rechtlich nicht möglich sei. 

Auch FDP-Fraktionschef Rainer Brü-
derle betonte mit Blick auf die EU-Ver-
träge, dass dies nicht machbar sei. Al-
lerdings wäre seiner Ansicht nach ein 
Schuldenschnitt möglich, bei dem Gläu-
biger wie Banken wohl auf einen erheb-
lichen Teil ihrer Forderungen verzichten 
müssten. FDP-Chef Philipp Rösler schloss 
ebenfalls eine Staatspleite Griechenlands 
nicht mehr aus.

Die Angst vor einer Pleite des Landes 
reißt derweil die internationalen Finanz-
märkte immer weiter in die Tiefe. Der 
Dax sackte gestern zeitweise um mehr 
als vier Prozent auf 4966 Punkte – der 
tiefste Stand seit Juli 2009. 

 Leitartikel/Seiten 2 und 8

Frankreich

Entwarnung 
nach 

Atom-Unfall 
Avignon (dpa/AFP). Nach dem Unfall in 
der südfranzösischen Atomanlage Mar-
coule gibt es offenbar keinen Austritt von 
Radioaktivität. Es sei außerhalb der An-
lage bisher keine Freisetzung von Radio-
aktivität gemessen worden, sagte der 
Sprecher der Gesellschaft für Anlagen- 
und Reaktorsicherheit, Sven Dokter. Die 
französische Atomaufsichtsbehörde ASN 
erklärte den Unfall gestern Nachmittag 
offiziell für beendet. „Dieser Unfall be-
deutet keine Radioaktivität und keine 
Maßnahmen zum Schutz der Bevölke-
rung“, teilte die ASN mit, die ihren Kri-
senstab wieder auflöste.

Bei der Explosion in einem Verbren-
nungsofen starb ein Arbeiter. Die Explo-
sion habe zudem ein Feuer entfacht, das 
gegen 13 Uhr unter Kontrolle gewesen 
sei, so die ASN. Das Gebäude, in dem der 
Ofen stand, sei nicht beschädigt worden. 
Die vier Verletzten, von denen einer 
schwere Verbrennungen erlitt, seien 
nicht radioaktiv verstrahlt worden. Nun 
solle untersucht werden, wie es zu dem 
Unfall kam. In dem explodierten Ofen 
wurden schwach radioaktive Abfälle aus 
Atomkraftwerken verbrannt oder ge-
schmolzen. Dazu gehörten Pumpen, 
Rohre, Arbeitsanzüge und Handschuhe.

Die Atomanlage Marcoule ist etwa 
20 Kilometer von der Stadt Avignon ent-
fernt. Sie gehört dem staatlichen franzö-
sischen Energiekonzern EDF. 

 Seite 2/Standpunkt Seite 3

FERNSEH-BEILAGE
Das TV-Programm und eine Reise
zu Marx' Geburtshaus prisma

VÖLKERSCHLACHT
Mosaik gibt Sonderheft 
über Leipzig heraus Seite 18

Ergebnisse „Große Verkehrsumfrage 2011“
  92 % glauben, dass es bei Radarkontrollen nicht um Sicherheit geht
  82 % lehnen ein Tempolimit auf Autobahnen ab
  81 % meinen, dass Umweltzonen nicht ihren Zweck erfüllen
  77 % geben das Auto als Fortbewegungsmittel Nr. 1 an
  65 % der Befragten halten die Behörden in Brüssel nicht für autofahrer--
freundlich

  58 % sind für Tests von Lang-Lkw auf Deutschlands Autobahnen
  46 % fühlen sich von Automobilclubs nicht in ihrem Interesse vertreten; 
41 % fühlen sich vertreten

  13 % möchten sich in den nächsten 5 Jahren ein umweltfreundliches 
E-Mobil kaufen Quelle: Mobil in Deutschland e.V.

Vorteile sichern:

Morgen in der LVZ!
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